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Beschluss des gemeinsamen Bundesausschusses der Europa-Union und  

der Jungen Europäischen Föderalisten vom 12.03.2022 

 

 

Für vollen föderalistischen Einsatz für transnationale Listen und EU-

Spitzenkandidaten zur Europawahl 2024 

Die überparteiliche Europa-Union Deutschland (EUD) und Jungen Europäischen 
Föderalisten Deutschland (JEF) fordern alle pro-europäischen Parteien im 
Europäischen Parlament und im Rat auf, rechtzeitig für 2024 allen EU-Bürgerinnen und 
Bürgern eine zweite Stimme in der Europawahl zu geben für neue Sitze in einem EU-
weiten Wahlkreis über transnationale Listen der europäischen Parteien. Eine Wahl von 
Spitzenkandidatinnen und Kandidaten der europäischen Parteien auf EU-weiten 
transnationalen Listen stärkt die demokratische Legitimität der EU-Kommission durch 
einen noch klareren Zusammenhang zwischen dem Wahlergebnis und der Besetzung 
der europäischen Spitzenämter. Dass Kandidierende für EU-Spitzenämter nach dem 
Prinzip “ein Mensch, eine Stimme” EU-weit gewählt werden und dafür im Wahlkampf 
allen EU-Bürgerinnen und Bürgern Rede und Antwort stehen, stärkt die demokratische 
Rechenschaftspflicht. Wo die Europawahl bisher zu sehr in 27 einzelne nationale 
Wahlen zerfiel kann die Wahl für Sitze in einem EU-weiten Wahlkreis, in dem alle 
Stimmen zusammen und gleich viel zählen, die europäische Qualität der Wahl so 
konkret und fühlbar machen wie nie zuvor. 

Um den EU-Bürgerinnen und Bürgern für 2024 eine europäische Zweitstimme zu 
geben, muss das Europaparlament im Frühling einen Vorschlag vorlegen, der Rat noch 
im Sommer darüber verhandeln. Es braucht jetzt vollen Einsatz um diese große 
Chance zu ergreifen und die Europawahl 2024 zur Europäischsten jemals zu machen 
und eine große Enttäuschung der Bürger:innen, ähnlich wie 2019 als der 
Spitzenkandidatenprozess scheiterte, zu vermeiden. Der Bundesausschuss fordert das 
EUD-Präsidium, den JEF-Vorstand, die Landesverbände und alle Gliederungen der 
Europa-Union und JEF dazu auf, offensiv und mit Nachdruck für diese politische 
Forderung zu werben und den Einfluss ihrer Mitglieder in den verschiedensten 
europäischen und nationalen Institutionen dafür zu nutzen. 


